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BEGRUNDUNG

1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
. Griinde und Ziele des Vorschlags

In der Europdischen Union unterliegen die Regelungen der Mitgliedstaaten fiir die Haftung im
Nuklearbereich dem nationalen Recht. In 23 von 27 Mitgliedstaaten wurden die wichtigsten
Grundsitze dieser Regelungen jedoch durch zwei internationale Ubereinkommen geprigt, die
unter der Schirmherrschaft zweier verschiedener internationaler Organisationen angenommen
und mit denen die nationalen Rechtsvorschriften im Bereich der zivilrechtlichen Haftung fiir
nukleare Schiiden harmonisiert wurden: die Ubereinkommen von Paris und Wien.

Diese internationalen Ubereinkommen, die Anfang der 60er-J ahre des 20. Jahrhunderts
geschlossen wurden, bestanden fast 25 Jahre lang ohne wesentliche Anderungen.

Das Ubereinkommen iiber die Haftung gegeniiber Dritten auf dem Gebiet der Kernenergie
(im Folgenden ,,Pariser Ubereinkommen®) wurde 1960 in Paris unter der Schirmherrschaft
der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) angenommen
und steht den Mitgliedern dieser Organisation sowie anderen Staaten offen, sofern die
Vertragsparteien des Ubereinkommens dies vereinbaren. Es wurde im Laufe der Jahre durch
mehrere Protokolle gedndert und durch das Zusatziibereinkommen vom 31. Januar 1963 zum
Pariser ~ Ubereinkommen  vom  29. Juli 1960 (im  Folgenden ,Briisseler
Zusatziibereinkommen*) ergidnzt. Ziel des Briisseler Zusatziibereinkommens war es,
zusitzliche Mittel zur Entschddigung fiir Schiden infolge eines nuklearen Ereignisses
bereitzustellen, falls sich die Mittel im Rahmen des Pariser Ubereinkommens als
unzureichend erweisen sollten. Es steht ausschlieBlich den Vertragsparteien des Pariser
Ubereinkommens offen.

Das Pariser Ubereinkommen und das Briisseler Zusatziibereinkommen wurden zuletzt durch
Protokolle aus dem Jahr 2004 geéndert, die am 1. Januar 2022 in Kraft traten.

Mit dem Wiener Ubereinkommen von 1963 iiber die zivilrechtliche Haftung fiir nukleare
Schiden (im Folgenden ,,Wiener Ubereinkommen®), das unter der Schirmherrschaft der
Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEO) angenommen wurde, sollte das nationale
Recht der Vertragsparteien harmonisiert werden, indem Mindeststandards fiir die finanzielle
Absicherung gegen Schédden, die aus bestimmten friedlichen Nutzungen der Kernenergie
resultieren, festgelegt wurden. Mit dem Ubereinkommen soll sichergestellt werden, dass alle
Vertragsparteien iiber Gesetze und Vorschriften verfiigen, die mit der im Ubereinkommen
vorgesehenen rechtlichen Regelung zur zivilrechtlichen Haftung fiir nukleare Schiden im
Einklang stehen. Das Protokoll von 1997 zur Anderung des Wiener Ubereinkommens wurde
im Hinblick auf eine Verbesserung der Entschddigung fiir Opfer von durch nukleare
Ereignisse verursachten Schiden ausgehandelt und trat am 4. Oktober 2003 in Kraft.

Die Vertragsparteien des Pariser Ubereinkommens sind keine Vertragsparteien des Wiener
Ubereinkommens und umgekehrt. Trotz der Ahnlichkeit zwischen dem Pariser
Ubereinkommen und dem Wiener Ubereinkommen war in diesen keine einheitliche
Haftungsregelung fiir alle Lénder vorgesehen, die Vertragsparteien eines der beiden
Ubereinkommen sind. Die beiden Ubereinkommen galten unabhingig voneinander, sodass
jedes Ubereinkommen nur den Opfern im Hoheitsgebiet seiner jeweiligen Vertragsparteien
zugutekam.

Daher wurde 1988 das Gemeinsame Protokoll iiber die Anwendung des Pariser
Ubereinkommens und des Wiener Ubereinkommens (im Folgenden ,,Gemeinsames
Protokoll*) angenommen, um vertragliche Beziehungen zwischen den Vertragsparteien des
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Wiener Ubereinkommens und den Vertragsparteien des Pariser Ubereinkommens herzustellen
und Konflikte zu beseitigen, die sich aus der gleichzeitigen Anwendung beider
Ubereinkommen auf dasselbe nukleare Ereignis ergeben konnen. Dementsprechend steht das
Gemeinsame Protokoll nur Staaten offen, die Vertragsparteien des Wiener Ubereinkommens
oder des Pariser Ubereinkommens sind.

Seit seinem Inkrafttreten am 27. April 1992 stehen den Staaten, die entweder Vertragsparteien
des Pariser Ubereinkommens oder des Wiener Ubereinkommens sowie des Gemeinsamen
Protokolls sind, die Vorteile beider Ubereinkommen zu. Kommt es also zu einem nuklearen
Ereignis, fir das ein Inhaber einer Kernanlage in einem Vertragsstaat des Pariser
Ubereinkommens bzw. des Gemeinsamen Protokolls haftet, und treten Schiden bei Opfern in
einem Vertragsstaat des Wiener Ubereinkommens bzw. des Gemeinsamen Protokolls ein, so
konnen diese Opfer ihre Entschiddigungsanspriiche gegeniiber dem haftenden Inhaber der
Kernanlage im Wesentlichen auf dieselbe Weise und in demselben Umfang geltend machen,
wie wenn sie in einem Vertragsstaat des Pariser Ubereinkommens geschiidigt worden wiren;
selbiges gilt auch im umgekehrten Fall.

Mit dem Gemeinsamen Protokoll wird sichergestellt, dass nur eines der beiden
Ubereinkommen auf ein bestimmtes nukleares Ereignis Anwendung findet und sowohl der
haftende Inhaber einer Kernanlage als auch die Hohe seiner Haftung durch das
Ubereinkommen bestimmt werden, dem der Staat, in dessen Hoheitsgebiet sich die Anlage
des haftenden Inhabers befindet, als Vertragspartei beigetreten ist. Das Gemeinsame Protokoll
gilt nicht nur fiir das urspriingliche Pariser Ubereinkommen und das urspriingliche Wiener
Ubereinkommen, sondern auch fiir alle Anderungen beider Ubereinkommen, die fiir eine
Vertragspartei des Gemeinsamen Protokolls in Kraft sind.

Einige Mitgliedstaaten der Europdischen Union sind dem Pariser Ubereinkommen beigetreten
(Belgien, Dianemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Italien, Niederlande,
Portugal, Schweden, Slowenien, Spanien), wiahrend Bulgarien, Estland, Kroatien, Litauen,
Lettland, Polen, Ruminien, Slowakei, Tschechien und Ungarn dem Wiener Ubereinkommen
beigetreten sind.

Dariiber hinaus sind fiinf Mitgliedstaaten (Irland, Luxemburg, Malta, Osterreich und Zypern)
keinem der Ubereinkommen iiber die Haftung fiir nukleare Schiiden beigetreten.

Der Unfall im Kernkraftwerk Tschernobyl in der ehemaligen UdSSR im Jahr 1986 hat
deutlich gemacht, dass ein nukleares Ereignis Schdden auBergewOhnlichen Ausmales
verursachen kann und die nachteiligen Auswirkungen eines solchen Ereignisses nicht an den
Staatsgrenzen haltmachen. Die internationalen Rechtsvorschriften iiber die Haftung im
Nuklearbereich wurden durch die Anderung bestehender und die Annahme neuer
Ubereinkommen verbessert, um Mechanismen einzurichten, die eine rasche und wirksame
Entschidigung fiir durch nukleare Ereignisse verursachte Schéaden sicherstellen.

In diesem recht fragmentierten und komplexen Rechtsrahmen fiir die Haftung fiir nukleare
Schiiden wurde 1997 ein weiteres Ubereinkommen angenommen: das Ubereinkommen {iber
zusitzliche Entschidigungsleistungen fiir Nuklearschiden (im Folgenden ,,Ubereinkommen
iber zusdtzliche Entschddigungsleistungen®), das darauf abzielt, ein weltweites System der
zivilrechtlichen Haftung einzufiihren und einen Mindestbetrag fiir die nationale
Entschiadigungsleistung festzulegen sowie die Entschiddigungssumme durch o6ffentliche
Mittel, die von den Vertragsparteien bereitzustellen sind, weiter zu erhohen, falls der
nationale Betrag nicht ausreicht, um den durch ein nukleares Ereignis verursachten Schaden
auszugleichen. Durch diese Regelung werden somit die Rechtssicherheit und der Schutz fiir
die Biirgerinnen und Biirger, die Inhaber einer Kernanlage sowie die Lieferanten,
Kreditgeber, Investoren und Versicherer erhoht.
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Nach dem Unfall im japanischen Kernkraftwerk Fukushima Daiichi im Jahr 2011 wurde der
internationalen Gemeinschaft bewusst, dass ein nukleares Ereignis an einem beliebigen Ort
auch an jedem anderen Ort ein nukleares Ereignis ist, und sie bekréftigte, dass es wichtig und
sinnvoll ist, eine globale Regelung fiir die Haftung im Nuklearbereich einzufiihren.

Das Ubereinkommen iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen steht nicht nur
Vertragsparteien des Wiener Ubereinkommens oder des Pariser Ubereinkommens
(einschlieBlich etwaiger Anderungen der beiden Ubereinkommen) offen, sondern auch
anderen Staaten, sofern ihre innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit den im Anhang des
Ubereinkommens festgelegten einheitlichen Vorschriften iiber die zivilrechtliche Haftung in
Einklang stehen.

Das Ubereinkommen gilt fiir nukleare Schiden, die durch nukleare Ereignisse sowohl in
kerntechnischen Anlagen als auch beim Transport von Kernmaterial zu und von solchen
Anlagen entstehen. Die Definition des zu ersetzenden nuklearen Schadens umfasst neben dem
Verlust von Menschenleben und Personenschidden sowie dem Verlust oder der Beschadigung
von Eigentum auch die Kosten fiir die Wiederherstellung der Umwelt, den Verlust von
Einkiinften aus einem wirtschaftlichen Interesse an der Nutzung oder dem Genuss der
Umwelt sowie die Kosten fiir PraventivmaBBnahmen zur Vermeidung oder Minimierung von
Schiiden. Das Ubereinkommen iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen trat am 15. April
2015 in Kraft und wurde von derzeit elf Vertragsparteien unterzeichnet.

Von den Mitgliedstaaten der EU haben die Lander Litauen, Ruménien und Tschechien das
Ubereinkommen iiber zusitzliche Entschddigungsleistungen unterzeichnet, und auch
Ruménien hat es vor seinem Beitritt zur Union ratifiziert. Italien unterzeichnete es 1998.

Am 13.Januar 2026 wurde die Anderung des Ubereinkommens iiber zusitzliche
Entschiadigungsleistungen fiir Nuklearschiaden auf der Konferenz der Vertragsparteien dieses
Ubereinkommens in Wien einvernehmlich angenommen. Mit der genannten Anderung wird
fiir Staaten ohne Kernreaktoren die Verpflichtung aufgehoben, mit 6ffentlichen Mitteln zum
Ubereinkommen beizutragen; diese Anderung hat keine Auswirkungen auf die Bestimmungen
des Ubereinkommens iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen in Bezug auf die
gerichtliche Zustindigkeit sowie die Anerkennung und die Vollstreckung von
Entscheidungen. Die Anderung tritt an dem Tag in Kraft, an dem alle Vertragsparteien des
Ubereinkommens ihre jeweiligen Ratifikationsurkunden hinterlegt haben. Mit dem
Inkrafttreten der Anderung wird es nicht mehr moglich sein, dem nicht geénderten
Ubereinkommen iiber zusétzliche Entschidigungsleistungen beizutreten.

Ahnlich wie die anderen Ubereinkommen iiber die Haftung fiir nukleare Schiden enthilt auch
das Ubereinkommen iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen in Kapitel V (Zusténdigkeit
und anwendbares Recht) Bestimmungen, die in die ausschlieBliche AuBenkompetenz der EU
fallen, soweit sie die gerichtliche Zusténdigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung sowie
das anwendbare Recht betreffen.

Nach Artikel 3 Absatz2 AEUV besteht die Gefahr, dass durch Artikel XIII des
Ubereinkommens iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen das Sekundirrecht der Union
tiber die gerichtliche Zustindigkeit sowie die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen geméf der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 vom 12. Dezember 2012 {iber
die gerichtliche Zustindigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen
in Zivil- und Handelssachen (Neufassung)' beeintrichtigt wird.

: Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2012
iiber die gerichtliche Zusténdigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in
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Die Gefahr einer Beeintrdchtigung wird durch die stdndige Rechtsprechung des Gerichtshofs
der Europdischen Union bestitigt, insbesondere durch das Gutachten 1/03 (im Folgenden
,Lugano-Gutachten®) iiber die Zustidndigkeit der Gemeinschaft fiir den Abschluss des neuen
Ubereinkommens von Lugano iiber die gerichtliche Zustindigkeit und die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen. Der Gerichtshof entschied
iiber die Frage der Zustdndigkeit der Europédischen Gemeinschaft fiir den Abschluss des neuen
Ubereinkommens von Lugano und stellte fest, dass die Europdische Gemeinschaft aufgrund
der Annahme interner Rechtsvorschriften der EU zu diesem Thema (Verordnung (EG)
Nr. 44/2001 des Rates)? iiber eine implizite ausschlieBliche Zustindigkeit fiir den Abschluss
des neuen Ubereinkommens verfiigte.

In der Verordnung (EG) Nr. 864/2007 vom 11. Juli 2007 iiber das auf auBlervertragliche
Schuldverhéltnisse anzuwendende Recht (,Rom II) hingegen sind auBervertragliche
Schuldverhéltnisse, die sich aus Schdaden durch Kernenergie ergeben, ausdriicklich von ihrem
Anwendungsbereich ausgenommen (Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe f).

Da die Bestimmungen des Ubereinkommens iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen in die
ausschlieBliche Zustindigkeit der Union fallen und Polen und Litauen den Wunsch geduBert
haben, Vertragsparteien des Ubereinkommens zu werden, miissen sie durch einen Beschluss
des Rates ermichtigt werden, diesem Ubereinkommen beizutreten. Da der Zeitpunkt, zu dem
alle  derzeitigen  Vertragsparteien  des  Ubereinkommens  iiber  zusitzliche
Entschidigungsleistungen die Anderung ratifizieren werden, nicht vorhersehbar ist, werden
Polen und Litauen durch den Beschluss des Rates ermichtigt, sowohl dem derzeit geltenden
Ubereinkommen iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen als auch seiner gednderten
Fassung beizutreten.

Wie im Falle des Beschlusses 2013/434/EU des Rates zum Wiener Ubereinkommen miissen
Polen und Litauen eine Erkldrung abgeben, mit der sichergestellt wird, dass die in der
Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 festgelegten Vorschriften iiber die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen auch weiterhin zwischen den Mitgliedstaaten, die
Vertragsparteien des Ubereinkommens {iber zusitzliche Entschidigungsleistungen sind
(derzeit nur Ruménien), angewandt werden.

Damit wiirden die Einheit des Rechtsraums der Union und der freie Verkehr von gerichtlichen
Entscheidungen innerhalb der EU sichergestellt, ohne die wirksame Umsetzung des
Ubereinkommens zu beeintréichtigen.

Polen ist bereits Vertragspartei des Wiener Ubereinkommens in der durch das Protokoll von
1997 gednderten Fassung sowie des Gemeinsamen Protokolls von 1988 {iber die Anwendung
des Pariser Ubereinkommens und des Wiener Ubereinkommens.

Durch den Beitritt zum Ubereinkommen iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen wird die
Umsetzung des polnischen Kernenergieprogramms 2020 unterstiitzt, in dem im Einklang mit
dem Ziel der schrittweisen Dekarbonisierung des polnischen Elektrizititssystems der Bau
mehrerer Kernkraftwerke in Polen ab April 2027 vorgesehen ist. Durch die Einrichtung eines
internationalen Fonds zur Erginzung der nationalen Entschidigungsleistungen wird die
Rechtssicherheit fiir Investoren und Lieferanten erhoht und der Schutz fiir potenzielle Opfer
nuklearer Ereignisse verbessert. Da der Auftrag fiir den Bau des ersten Kernkraftwerks in
Polen an ein amerikanisches Konsortium vergeben wurde und die USA bereits Vertragspartei

Zivil- und Handelssachen (ABL L 351 vom 20.12.2012, S. 1, ELI:
http://data.europa.eu/eli/reg/2012/1215/07).
2 Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 iiber die gerichtliche Zusténdigkeit

und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABI. L 12
vom 16.1.2001, S. 1).
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des Ubereinkommens iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen sind, wird mit der
Ratifizierung des Ubereinkommens durch Polen zudem ein gemeinsamer Rechtsrahmen
zwischen Polen und den USA im Bereich der zivilrechtlichen Haftung fiir nukleare Schiaden
geschaffen, der auch fiir andere in Polen geplante Investitionen im Zusammenhang mit der
Kernenergie von Bedeutung sein wird, die sich derzeit in verschiedenen Phasen der
Umsetzung befinden.

Litauen hat das Ubereinkommen iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen am
30. September 1997, also vor seinem Beitritt zur EU, unterzeichnet. Litauen hat sein Interesse
an einem Beitritt zum Ubereinkommen iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen bekundet
und im Anschluss an die Erorterungen in der Arbeitsgruppe ,,Zivilrecht (Allgemeine Fragen)*
vom 13. November 2025 eine entsprechende Erméachtigung beantragt.

. Kohirenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich

Die Initiative steht im Einklang mit fritheren Entscheidungen des Rates im Bereich der
zivilrechtlichen Haftung fiir nukleare Schédden, durch die Mitgliedstaaten aufgrund der
ausschlieBlichen Auflenkompetenz der EU fiir einige Bestimmungen der internationalen
Ubereinkommen ermichtigt werden, das Pariser Ubereinkommen und das Wiener
Ubereinkommen zu ratifizieren oder ihnen beizutreten.

Mit der Entscheidung 2004/294/EG des Rates vom 8. Mirz 2004° wurden die Mitgliedstaaten,
die Vertragsparteien des Pariser Ubereinkommens sind, ermichtigt, das Protokoll zur
Anderung des Ubereinkommens zu ratifizieren oder ihm beizutreten. Diese Entscheidung
wurde unbeschadet der Position von Irland, Luxemburg und Osterreich angenommen, die
nicht Vertragsparteien des Pariser Ubereinkommens waren.

Mit der Entscheidung 2007/727/EG des Rates vom 8. November 2007 wurde Slowenien
ermichtigt, das Protokoll zur Anderung des Pariser Ubereinkommens zu ratifizieren, da
Slowenien zum Zeitpunkt der Annahme des Beschlusses des Rates von 2004 noch kein
Mitgliedstaat der Europdischen Gemeinschaft war®.

Mit dem Beschluss 2013/434/EU des Rates vom 15.Juli 2013 wurden bestimmte
Mitgliedstaaten, die Vertragsparteien des Wiener Ubereinkommens sind, ermichtigt, das
Protokoll von 1997 zur Anderung des Wiener Ubereinkommens zu ratifizieren oder diesem
beizutreten®.

Dieser Beschluss des Rates war nur an diejenigen Mitgliedstaaten gerichtet, die zum
Zeitpunkt der Annahme des Beschlusses bereits Vertragsparteien des Wiener
Ubereinkommens waren. Der Beschluss wurde unbeschadet der Position von Irland,
Luxemburg, Malta, Osterreich und Zypern angenommen.

3 2004/294/EG: Entscheidung des Rates vom 8. Mérz 2004 zur Erméichtigung der Mitgliedstaaten, die
Vertragsparteien des Pariser Ubereinkommens vom 29. Juli 1960 iiber die Haftung gegeniiber Dritten
auf dem Gebiet der Kernenergie sind, das Anderungsprotokoll zu diesem Ubereinkommen im Interesse
der Gemeinschaft zu ratifizieren oder diesem beizutreten (ABL. L 97 vom 1.4.2004, S. 53).

4 007/727/EG: Entscheidung des Rates vom 8. November 2007 zur Erméchtigung der Republik
Slowenien, das Protokoll vom 12. Februar 2004 zur Anderung des Pariser Ubereinkommens vom
29. Juli 1960 iiber die Haftung gegeniiber Dritten auf dem Gebiet der Kernenergie im Interesse der
Gemeinschaft zu ratifizieren (ABI. L 294 vom 13.11.2007, S. 23).

5 2013/434/EU: Beschluss des Rates vom 15. Juli 2013 zur Erméchtigung bestimmter Mitgliedstaaten,
das Protokoll zur Anderung des Wiener Ubereinkommens vom 21. Mai 1963 iiber die zivilrechtliche
Haftung fiir nukleare Schiaden im Interesse der Europdischen Union zu ratifizieren oder ihm beizutreten
und eine Erkldrung iiber die Anwendung der einschldgigen internen Vorschriften des Unionsrechts
abzugeben.
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. Kohirenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen

Der vorliegende Vorschlag fiir einen Beschluss des Rates entspricht der allgemeinen Strategie
der Union, daflir zu sorgen, dass die ausschlieBliche AuBenkompetenz der Union im
internationalen Rahmen gewahrt wird. Die vorliegende Initiative kniipft an diverse andere
Beschliisse des Rates an, die andere Politikbereiche als die Haftung fiir nukleare Schéden
betreffen und bei denen zur Ratifizierung von oder zum Beitritt zu Ubereinkommen, die
Bestimmungen enthalten, die in die ausschlieBliche AuBlenkompetenz der EU fallen, eine
Ermichtigung der Mitgliedstaaten erforderlich war.

Solche Ubereinkommen kénnen beispielsweise die Haftung fiir Meeresverschmutzung
betreffen, wie das Internationale Ubereinkommen von 2001 iiber die zivilrechtliche Haftung
fiir Schiden durch Bunkerdlverschmutzung (im Folgenden ,,Bunkerdl-Ubereinkommen*) oder
das Internationale Ubereinkommen von 1996 iiber Haftung und Entschiidigung fiir Schiiden
bei der Beforderung schddlicher und gefdhrlicher Stoffe auf See (im Folgenden ,,HNS-
Ubereinkommen*). Die Mitgliedstaaten wurden durch die Entscheidung des Rates zum
Bunker-Ubereinkommen® bzw. den Beschluss des Rates zum HNS-Ubereinkommen’
ermichtigt, diese Ubereinkommen zu ratifizieren oder ihnen beizutreten, da die
Bestimmungen dieser Ubereinkommen iiber die gerichtliche Zustindigkeit, die Anerkennung
und die Vollstreckung von Entscheidungen die in der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates
iiber die gerichtliche Zustindigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (im Folgenden ,Briissel-I-Verordnung*)
festgelegten Vorschriften beriihrten.

Im Jahr 2017 wurde ein weiterer Beschluss des Rates angenommen, mit dem die
Mitgliedstaaten ermichtigt wurden, das Protokoll von 2010 zum HNS-Ubereinkommen in
Bezug auf die Aspekte im Zusammenhang mit der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen
zu ratifizieren oder ihm beizutreten®. In diesem Fall beriihrten die Bestimmungen des
Protokolls von 2010 die in der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 (im Folgenden ,,Briissel-Ia-
Verordnung) festgelegten Vorschriften iiber die gerichtliche Zustindigkeit sowie die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen.

Dies sind nur einige Beispiele, die sich speziell auf Ubereinkommen im Bereich der Haftung
und der Entschddigung fiir Schidden beziehen; es konnen jedoch auch Ermichtigungen
aufgefiihrt werden, die den Mitgliedstaaten in anderen Bereichen wie dem Giiterverkehr
eingerdumt wurden, beispielsweise im Rahmen des Budapester Ubereinkommens iiber den
Vertrag iiber die Giiterbeforderung in der Binnenschifffahrt (CMNI). In diesem Fall wurden
Belgien, Osterreich und Polen ermichtigt, das Budapester Ubereinkommen zu ratifizieren
oder ihm beizutreten, da eine Bestimmung iiber die Rechtswahl durch die Parteien eines unter
das Ubereinkommen fallenden Beforderungsvertrags die in der Verordnung (EG)

6 2002/762/EG: Entscheidung des Rates vom 19. September 2002 zur Erméichtigung der Mitgliedstaaten,
im Interesse der Gemeinschaft das Internationale Ubereinkommen iiber die zivilrechtliche Haftung fiir
Schiden durch Bunkerdlverschmutzung von 2001 (,,Bunkerdl-Ubereinkommen®) zu unterzeichnen, zu
ratifizieren oder diesem beizutreten (ABI. L 256 vom 25.9.2002, S. 7).

7 2002/971/EG: Beschluss des Rates vom 18. November 2002 zur Erméachtigung der Mitgliedstaaten, im
Interesse der Gemeinschaft das Internationale Ubereinkommen iiber Haftung und Entschidigung fiir
Schiaden bei der Beforderung schddlicher und gefdhrlicher Stoffe auf See von 1996 (HNS-
Ubereinkommen) zu ratifizieren oder diesem beizutreten (ABI. L 337 vom 13.12.2002, S. 55).

8 Beschluss (EU) 2017/770 des Rates vom 25. April 2017 iiber die Ratifizierung im Interesse der
Europiischen Union des Protokolls von 2010 zu dem Internationalen Ubereinkommen iiber Haftung
und Entschidigung fiir Schiden bei der Beforderung schidlicher und geféhrlicher Stoffe auf See durch
die Mitgliedstaaten und ihren Beitritt zu diesem Protokoll im Interesse der Europdischen Union, im
Hinblick auf die Aspekte im Zusammenhang mit der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen (ABI.
L 115 vom 4.5.2017, S. 18).
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Nr. 593/2008 {iber das auf vertragliche Schuldverhéltnisse anzuwendende Recht (Rom I)
festgelegten Vorschriften beriihrte’.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass in Féllen, in denen Bestimmungen internationaler
Ubereinkommen die im Rahmen des Sekundirrechts der EU im Bereich der justiziellen
Zusammenarbeit in Zivilsachen erlassenen Vorschriften beriihren, stets geeignete MaBnahmen
ergriffen wurden, um sicherzustellen, dass die internen und externen Rahmenbedingungen
ordnungsgeméil aufeinander abgestimmt sind und der EU-Besitzstand im Einklang mit den
Vertragen und der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europdischen Union unberiihrt bleibt.

2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITAT UND VERHALTNISMABIGKEIT
. Rechtsgrundlage

Die materielle Rechtsgrundlage dieses Vorschlags ist Artikel 81 Absatz2 AEUV, wonach
unter anderem der Erlass von MaBlnahmen moglich ist, die darauf abzielen, die gegenseitige
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen zwischen den Mitgliedstaaten sowie die
Vereinbarkeit der in den Mitgliedstaaten geltenden Kollisionsnormen und Vorschriften zur
Vermeidung von Kompetenzkonflikten sicherzustellen.

Die materielle Rechtsgrundlage fiir einen Beschluss nach Artikel 218 Absatz 6 AEUV hingt
in erster Linie vom Ziel und Inhalt des betreffenden internationalen Ubereinkommens ab. Ziel
und Inhalt dieses Vorschlags fiir einen Beschluss des Rates beschridnken sich jedoch auf die
Bestimmungen des internationalen Ubereinkommens, die in die ausschlieBliche Zustindigkeit
der EU fallen, d.h. auf Artikel XIII des Ubereinkommens iiber zusitzliche
Entschidigungsleistungen, der die gerichtliche Zustindigkeit und Vollstreckung betrifft und
der das Sekundérrecht der Union iiber die gerichtliche Zustindigkeit und die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen gemdl der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 vom
12. Dezember 2012 bertihrt.

Die Rechtsgrundlage fiir diesen Vorschlag ist daher Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2
Buchstabe a Zifferv. AEUV in Verbindung mit Artikel 81 Absatz2 AEUV. Der Rat
beschliefit mit qualifizierter Mehrheit und nach Zustimmung des Europédischen Parlaments.

Die in Artikel XIII des Ubereinkommens iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen
festgelegten Vorschriften iiber die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen
sollten nicht Vorrang vor den einschlidgigen Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012
haben, deren Anwendung durch das Abkommen zwischen der Europdischen Gemeinschaft
und dem Konigreich Déanemark tiber die gerichtliche Zusténdigkeit und die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen'® auf Dénemark ausgedehnt
wurde. Daher sollten die betroffenen Mitgliedstaaten, wie im Falle des genannten Beschlusses
des Rates vom 15.Dezember 2013 iiber das Protokoll zur Anderung des Wiener
Ubereinkommens, eine Erklirung iiber die Anwendung des Unionsrechts abgeben.

Irland ist durch die Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 vom 12. Dezember 2012 {iber die
gerichtliche Zusténdigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in

o Beschluss (EU) 2015/1878 des Rates vom 8. Oktober 2015 zur Erméachtigung des Konigreichs Belgiens
und der Republik Polen, das Budapester Ubereinkommen iiber den Vertrag iiber die Giiterbeforderung
in der Binnenschifffahrt (CMNI) zu ratifizieren, und zur Ermichtigung der Republik Osterreich, diesem
Ubereinkommen beizutreten (ABI. L 276 vom 21.10.2015, S. 1).

10 ABI. L 299 vom 16.11.2005, S. 62. Die Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 findet in Ddnemark geméal
dem Abkommen zwischen der Europdischen Gemeinschaft und dem Koénigreich Dénemark iiber die
gerichtliche Zustdndigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen Anwendung. Die erforderlichen Anderungen der dinischen Rechtsvorschriften traten am
1. Juni 2013 in Kraft.
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Zivil- und Handelssachen (Neufassung) gebunden und beteiligt sich daher an der Annahme
und Anwendung des vorliegenden Beschlusses.

Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag iiber die Europdische Union und dem Vertrag
iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union beigefligten Protokolls Nr. 22 iiber die
Position Dédnemarks beteiligt sich Danemark nicht an der Annahme dieses Beschlusses und ist
weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner Anwendung verpflichtet.

. Subsidiaritit (bei nicht ausschlieBlicher Zustindigkeit)
Nicht zutreffend
. VerhiltnismiaBigkeit

Der vorliegende Vorschlag orientiert sich an den bereits angenommenen Beschliissen des
Rates iiber den gleichen Gegenstand und geht nicht iiber das hinaus, was erforderlich ist, um
das Ziel, die Wahrung der ausschlieBlichen AuBBenkompetenz der EU in Bezug auf einige
Bestimmungen des Ubereinkommens iiber zusitzliche —Entschidigungsleistungen
sicherzustellen und Polen und Litauen zu ermichtigen, dem Ubereinkommen iiber zusitzliche
Entschidigungsleistungen und dessen Anderung beizutreten, zu erreichen.

o Wahl des Instruments

Da es sich bei dem Gegenstand um ein internationales Ubereinkommen handelt, besteht keine
andere Moglichkeit als die Annahme eines Beschlusses des Rates gemif3 Artikel 218 Absatz 6
Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffer v AEUV, um Polen und Litauen zu erméichtigen, dem
Ubereinkommen iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen beizutreten. Es gibt kein anderes
Rechtsinstrument, mit dem das Ziel dieses Vorschlags erreicht werden konnte.

3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER
INTERESSENTRAGER UND DER FOLGENABSCHATZUNG

. Ex-post-Bewertung/Eignungspriifungen bestehender Rechtsvorschriften

Nicht zutreffend

. Konsultation der Interessentriger

Es fanden intensive Konsultationen mit dem polnischen Ministerium fiir Energie statt, um
sicherzustellen, dass bei der Ermichtigung, dem Ubereinkommen {iber zusitzliche
Entschiddigungsleistungen beizutreten, der im polnischen Kernenergieprogramm 2020
festgelegte Zeitplan eingehalten wird.

Auch das litauische Ministerium fiir Energie wurde konsultiert.

Dariiber hinaus bot der IAEO-Workshop tiber zivilrechtliche Haftung im Nuklearbereich, der
vom 21. bis 24. Oktober 2025 in Vilnius, Litauen, stattfand, Gelegenheit, die Vorteile des
Ubereinkommens {iber zusitzliche Entschidigungsleistungen bei der Einfiihrung einer
globalen Regelung fiir die Haftung im Nuklearbereich zu priifen. Die Kommission nahm aktiv
an dem Workshop teil, auch um den Staaten, die bereits Vertragspartei des Ubereinkommens
tiber zusétzliche Entschiddigungsleistungen sind, und moglichen kiinftigen Vertragsparteien
die vorliegende Initiative zu erldutern.

. Einholung und Nutzung von Expertenwissen

Die Kommission hat sich auf die umfangreichen Arbeiten der IAEO gestiitzt, insbesondere
auf deren Aktionsplan zur Einfiihrung einer globalen Regelung fiir die Haftung im
Nuklearbereich, die den Anliegen aller Staaten Rechnung trdgt, die von einem nuklearen
Ereignis betroffen sein konnten. Von besonderem Interesse ist in diesem Zusammenhang die
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Tatigkeit der Internationalen Expertengruppe fiir nukleare Haftung (International Expert
Group on Nuclear Liability, INLEX), die betont hat, dass das Ubereinkommen iiber
zusitzliche Entschddigungsleistungen einen Mechanismus darstellt, um Vertragsbeziehungen
mit so vielen Staaten wie moglich herzustellen und das Ziel einer universellen Beteiligung an
der globalen Regelung fiir die Haftung im Nuklearbereich zu erreichen.

. Folgenabschitzung

Wie auch bei den Beschliissen des Rates im Zusammenhang mit anderen Ubereinkommen
tiber die Haftung im Nuklearbereich wurde keine Folgenabschétzung des Beitritts Polens und
Litauens zum Ubereinkommen iiber zusdtzliche Entschadigungsleistungen durchgefiihrt.

Aus der Konsultation der Interessentrdger und den gewonnenen Erkenntnissen ergab sich
jedoch eindeutig, dass das Ubereinkommen iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen
gegeniiber den bestehenden internationalen Ubereinkommen iiber die Haftung fiir nukleare
Schéden einen Rechtsrahmen mit besseren Garantien bietet.

So haben sich bei der Katastrophe von Fukushima im Jahr 2011 erhebliche Liicken in der
finanziellen Vorsorge gezeigt, da die Entschidigungskosten die im Rahmen der japanischen
Haftungsregelung verfiigbaren Mittel bei Weitem iiberstiegen. Dieser Vorfall verdeutlichte
die Notwendigkeit internationaler Ubereinkommen, um solidere finanzielle Anforderungen
und Mechanismen zur Bewiltigung katastrophaler Unfille festzulegen.

Im Rahmen des Ubereinkommens iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen wird versucht,
auf diese Herausforderung zu reagieren, indem zusitzliche Entschiddigungsleistungen
gefordert werden, einschlie8lich eines internationalen Fonds zur Ergdnzung der fiir nukleare
Schiden zur Verfiigung stehenden Entschiddigungssumme. Das Ubereinkommen wurde als
Rahmen fiir die anderen internationalen Haftungsiibereinkommen und als Grundlage fiir eine
globale Haftungsregelung im Nuklearbereich entwickelt, die von Lidndern mit und ohne
Kernkraftwerke auf breiter Basis angenommen werden konnte. Eine ausfiihrliche
Dokumentation ~ iiber ~die  Vorteile des Ubereinkommens iiber  zusitzliche
Entschidigungsleistungen ist auf der entsprechenden Seite der IAEO verfiigbar!!.

Mit dem Beitritt Polens und der Ratifizierung durch Litauen wird sich die Zahl der
Vertragsstaaten des Ubereinkommens iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen erhdhen,
wodurch zum Erreichen des Ziels einer globalen Regelung fiir die Haftung im Nuklearbereich
beigetragen wird.

. Effizienz der Rechtsetzung und Vereinfachung
Nicht zutreffend
. Grundrechte

Nicht zutreffend

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Der Vorschlag hat keine Auswirkungen auf den Haushalt.

1 https://www.iaea.org/topics/nuclear-liability-conventions/convention-supplementary-compensation-

nuclear-damage.
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S. WEITERE ANGABEN

. Durchfiihrungspliine sowie Monitoring-, Bewertungs-
Berichterstattungsmodalitiiten
Nicht zutreffend
. Ausfiihrliche Erlduterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags
Nicht zutreffend
10
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2026/0199 (NLE)
Vorschlag fiir einen
BESCHLUSS DES RATES

zur Ermiichtigung der Republik Litauen und der Republik Polen, im Interesse der
Europiischen Union Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber zusitzliche
Entschiidigungsleistungen fiir Nuklearschiiden und seiner Anderung zu werden und eine
Erklirung iiber die Anwendung der einschligigen internen Vorschriften des
Unionsrechts abzugeben

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf
Artikel 81 Absatz2 in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a
Ziffer v,

auf Vorschlag der Europédischen Kommission,
nach Zustimmung des Europiischen Parlaments',
in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1) Das Ubereinkom{nen iiber zusitzliche Entschadigungsleistungen fiir Nuklearschiaden
(im Folgenden ,,Ubereinkommen {iiber zusétzliche Entschadigungsleistungen®) wurde
am 12. September 1997 angenommen und trat am 15. April 2015 in Kraft.

(2) Das Ubereinkommen iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen zielt darauf ab, einen
Mindestbetrag fiir die nationale Entschddigungsleistung festzulegen und die
Entschiddigungssumme durch oOffentliche Mittel, die von den Vertragsparteien
bereitzustellen sind, weiter zu erhdhen, falls der nationale Betrag nicht ausreicht, um
den durch ein nukleares Ereignis verursachten Schaden auszugleichen. Damit wird die
Rechtssicherheit fiir Investoren und Lieferanten sowie fiir potenzielle Opfer nuklearer
Ereignisse verbessert.

3) Am 13.Januar 2026 nahmen die Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber
zusitzliche Entschidigungsleistungen einvernehmlich eine Anderung an, mit der die
Verpflichtung fiir Staaten ohne Kernreaktoren, mit zusdtzlichen offentlichen Mitteln
zum Ubereinkommen beizutragen, aufgehoben wird. Diese Anderung tritt in Kraft,
sobald alle  Vertragsparteien des  Ubereinkommens  iiber  zusitzliche
Entschiddigungsleistungen ihre Ratifikationsurkunde hinterlegt haben.

(4) Das Ubereinkommen iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen steht nicht nur
Staaten offen, die Vertragsparteien anderer Ubereinkommen iiber die Haftung fiir
nukleare Schiden sind, wie des Wiener Ubereinkommens vom 21. Mai 1963 iiber die
zivilrechtliche Haftung fiir nukleare Schiiden oder des Pariser Ubereinkommens vom
29. Juli 1960 {iber die Haftung gegeniiber Dritten auf dem Gebiet der Kernenergie
(einschlieBlich aller Anderungen dieser Ubereinkommen), sondern auch anderen
Staaten, sofern ihre innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit den im Anhang des

! Zustimmung verdffentlicht im ABL L, [...], [...], ELL: [...].
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©)

(6)

(7)

(8)

)

(10)

(11)

(12)

Ubereinkommens  iiber  zusitzliche  Entschidigungsleistungen  festgelegten
einheitlichen Vorschriften {iber die zivilrechtliche Haftung in Einklang stehen.

Die Union besitzt ausschlieBliche Zustidndigkeit in Bezug auf Artikel XIII des
Ubereinkommens iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen, soweit durch dessen
Bestimmungen das Sekundérrecht der Union tiber die gerichtliche Zustiandigkeit und
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen
gemél der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Européischen Parlaments und des
Rates? beriihrt wird. In Angelegenheiten, die unter das Ubereinkommen iiber
zusdtzliche Entschiddigungsleistungen fallen und das Unionsrecht nicht beriihren,
behalten die Mitgliedstaaten ihre Zusténdigkeit.

Daher sollten die Mitgliedstaaten, die Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber
zusitzliche Entschiddigungsleistungen werden mdchten, erméchtigt werden, es im
Interesse der Union zu unterzeichnen, zu ratifizieren oder ihm beizutreten.

Litauen, Ruménien und Tschechien haben das Ubereinkommen iiber zusitzliche
Entschéddigungsleistungen unterzeichnet, und Rumaénien hat es vor seinem Beitritt zur
Union auch ratifiziert. Italien unterzeichnete es 1998.

Polen und Litauen haben den Wunsch geduBert, die Erméachtigung zu erhalten,
Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber zusétzliche Entschédigungsleistungen und
seiner Anderung zu werden.

Die in Artikel XIII des Ubereinkommens iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen
festgelegten Vorschriften tiber die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen sollten keinen Vorrang gegeniiber den in der Verordnung (EU)
Nr. 1215/2012 festgelegten Vorschriften iiber das Verfahren zur Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen haben.

Deshalb sollten die Mitgliedstaaten, die ermichtigt werden, Vertragsparteien des
Ubereinkommens iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen zu werden, die in diesem
Beschluss vorgesehene Erkldarung abgeben, damit sichergestellt werden kann, dass die
einschldgigen Vorschriften der Union Anwendung finden.

Irland ist durch die Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 gebunden und beteiligt sich daher
an der Annahme und Anwendung dieses Beschlusses.

Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag iiber die Europdische Union und dem
Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union beigefiigten Protokolls Nr. 22
tiber die Position Dénemarks beteiligt sich Didnemark nicht an der Annahme dieses
Beschlusses und ist weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner
Anwendung verpflichtet —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Republik Litauen und die Republik Polen werden vorbehaltlich der in Artikel 2 dieses
Beschlusses festgelegten Bedingungen erméchtigt, im Interesse der Union Vertragsparteien
des Ubereinkommens iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen fiir Nuklearschiden und
dessen Anderung zu werden.

2

Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2012
iiber die gerichtliche Zusténdigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in
Zivil- und Handelssachen (ABL L 351 vom 20.12.2012, S. 1, ELI:
http://data.europa.eu/eli/reg/2012/1215/07).
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Artikel 2

Die Republik Litauen und die Republik Polen geben die folgende Erkldrung ab, wenn sie
Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen fiir
Nuklearschiaden werden: ,,Gerichtliche Entscheidungen iiber die unter das Ubereinkommen
iiber zusidtzliche Entschddigungsleistungen fiir Nuklearschiden vom 12. September 1997
fallenden Angelegenheiten werden in [Name des Mitgliedstaats, der die Erkldrung abgibt] im
Einklang mit den einschldgigen Vorschriften der Europdischen Union auf diesem Gebiet
anerkannt und vollstreckt.*

Artikel 3
Dieser Beschluss ist an die Republik Litauen und an die Republik Polen gerichtet.

Geschehen zu Brissel am

Im Namen des Rates
Der Prdsident /Die Prdsidentin

[..]
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1.2.

1.3.
1.3.1.

1.3.2.

1.3.3.

1.3.4.

1.4.

1.5.
1.5.1.

FINANZ- UND DIGITALBOGEN ZU RECHTSAKTEN
RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative

Vorschlag fiir einen BESCHLUSS DES RATES zur Erméchtigung der Republik
Litauen und der Republik Polen, im Interesse der Europdischen Union
Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen
fiir Nuklearschiden und seiner Anderung zu werden und eine Erklirung iiber die
Anwendung der einschlégigen internen Vorschriften des Unionsrechts abzugeben.

Politikbereich(e)

Justiz (justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen)
Ziel(e)

Allgemeine(s) Ziel(e)

Das Ziel des vorliegenden Vorschlags besteht darin, Polen und Litauen zu
ermichtigen, dem Ubereinkommen iiber zusitzliche Entschidigungsleistungen
beizutreten, wobei die ausschlieBliche AuBBenkompetenz der EU in Bezug auf einige
Bestimmungen des Ubereinkommens gewahrt werden soll.

Einzelziel(e)

Polen und Litauen konnen Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber zusitzliche
Entschidigungsleistungen werden, ohne gegen Unionsrecht zu verstof3en.

Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen

Bitte geben Sie an, wie sich der Vorschlag/die Initiative auf die
Begiinstigten/Zielgruppen auswirken sollte.

Polen und Litauen werden ihr Recht ausiiben konnen, Vertragsparteien des
Ubereinkommens iiber zusitzliche Entschiddigungsleistungen zu werden.

Leistungsindikatoren

Bitte geben Sie an, anhand welcher Indikatoren die Fortschritte und Ergebnisse
verfolgt werden sollen.

Nicht zutreffend
Der Vorschlag/Die Initiative betrifft

M  eine neue Maflnahme

O eine neue Mafinahme im Anschluss an ein Pilotprojekt/eine vorbereitende
Mafnahme"

O die Verliingerung einer bestehenden Malinahme

O die Zusammenfiihrung mehrerer Mafinahmen oder die Neuausrichtung
mindestens einer Malinahme

Begriindung des Vorschlags/der Initiative

Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf, einschlieflich einer detaillierten
Zeitleiste fiir die Durchfiihrung der Initiative

(O]

Im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 Buchstabe a oder b der Haushaltsordnung.
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1.5.2.

1.5.3.

1.5.4.

1.5.5.

1.6.

1.7.

Nicht zutreffend

Mehrwert aufgrund des Tdtigwerdens der EU (kann sich aus unterschiedlichen
Faktoren ergeben, z. B. Vorteile durch Koordinierung, Rechtssicherheit, grofere

Wirksamkeit oder Komplementaritdt). Fiir die Zwecke dieses Abschnitts bezeichnet

der Ausdruck ,, Mehrwert aufgrund des Tdtigwerdens der EU den Wert, der sich aus
dem Titigwerden der EU ergibt und den Wert ergdnzt, der andernfalls allein von den
Mitgliedstaaten geschaffen worden wire.

Griinde fiir MaBnahmen auf EU-Ebene (ex ante)
Die Erméchtigung der EU-Mitgliedstaaten steht im Einklang mit fritheren Initiativen

derselben Art im Anschluss an das Lugano-Gutachten 1/03 des Gerichtshofs der

Europdischen Union. Sie fillt unter die ausschlieBliche AuBenkompetenz der EU
nach Artikel 3 Absatz 2 AEUV. Die Erméchtigung kann nur vom Rat auf Vorschlag
der Kommission erteilt werden und stellt daher naturgemil3 eine ausschlieBliche
Zustiandigkeit dar, die nicht dem Subsidiaritatsprinzip unterliegt.

Erwarteter EU-Mehrwert (ex post)

Die Beachtung der EU-Vertrdge, der Rechtsprechung des Gerichtshofs der

Européischen Union und der Prizedenzfille, die den gleichen Gegenstand betreffen,
ist sichergestellt.

Aus friiheren dhnlichen Mafinahmen gewonnene Erkenntnisse

Im Bereich der Haftung fiir nukleare Schiden gibt es mehrere Prézedenzfille fiir
diese Art von Erméchtigung. Dieser Vorschlag folgt demselben Muster.

Vereinbarkeit mit dem Mehrjihrigen Finanzrahmen sowie mégliche Synergieeffekte
mit anderen geeigneten Instrumenten

Der Vorschlag hat keine Auswirkungen auf den Haushalt.

Bewertung der verschiedenen verfiigharen Finanzierungsoptionen, einschlieflich der
Moaglichkeiten fiir eine Umschichtung

Nicht zutreffend

Laufzeit der vorgeschlagenen Maflnahme/der Initiative und Dauer der
finanziellen Auswirkungen

0  Befristete Laufzeit
0  Laufzeit [TT.MM.]J1JJ bis [TT.MM.]JJ1J

L0  Finanzielle Auswirkungen auf die Mittel fiir Verpflichtungen von JJJJ bis
JJ1JJ und auf die Mittel fiir Zahlungen von JJJJ bis JJJJ

[0  Unbefristete Laufzeit
Anlaufphase von J1JJ bis JJJJ
AnschlieBend reguldre Umsetzung

Vorgeschlagene Haushaltsvollzugsart(en)®

@

Erlduterungen zu den Haushaltsvollzugsarten und die Haushaltsordnung konnen iiber die
Website BUDGpedia (in englischer Sprache) abgerufen werden:
https://myintracomm.ec.europa.eu/corp/budget/financial-rules/budget-
implementation/Pages/implementation-methods.aspx.
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2.2.

Direkte Mittelverwaltung durch die Kommission

[0  dber ihre Dienststellen, einschlieBlich ihres Personals in den EU-
Delegationen

0 iber Exekutivagenturen
Geteilte Mittelverwaltung mit Mitgliedstaaten

Indirekte Mittelverwaltung durch Ubertragung von
Haushaltsvollzugsaufgaben an:

0 Drittlinder oder von diesen benannte Einrichtungen
[J internationale Organisationen und deren Agenturen (bitte angeben)

L0 die  FEuropdische Investitionsbank und den  Europidischen
Investitionsfonds

00 Einrichtungen im Sinne der Artikel 70 und 71 der Haushaltsordnung

O

offentliche Einrichtungen

[0 privatrechtliche Einrichtungen, die im 6ffentlichen Auftrag titig werden,
sofern ihnen ausreichende finanzielle Garantien bereitgestellt werden

0  privatrechtliche Einrichtungen eines Mitgliedstaats, die mit der
Umsetzung einer Offentlich-privaten Partnerschaft betraut werden und
denen ausreichende finanzielle Garantien bereitgestellt werden

L0  FEinrichtungen oder Personen, die mit der Durchfiihrung bestimmter
MaBnahmen im Bereich der Gemeinsamen Auf3en- und Sicherheitspolitik
im Rahmen des Titels V des Vertrags liber die Europédische Union betraut
und die in dem maf3geblichen Basisrechtsakt benannt sind

[0 in einem Mitgliedstaat ansdssige Einrichtungen, die dem Privatrecht
eines Mitgliedstaats oder dem Unionsrecht unterliegen und im Einklang
mit sektorspezifischen Vorschriften fiir die Betrauung mit der
Ausfiihrung von Unionsmitteln oder mit der Erteilung von
Haushaltsgarantien in Betracht kommen, insofern diese Einrichtungen
von Offentlich-rechtlichen Korperschaften oder von privatrechtlichen, im
offentlichen Auftrag titig werdenden Einrichtungen kontrolliert und von
den Kontrollstellen mit angemessenen finanziellen Garantien mit
gesamtschuldnerischer Haftung oder gleichwertigen finanziellen
Garantien ausgestattet werden, die bei jeder MaBnahme auf den
Hochstbetrag der Unionsunterstiitzung begrenzt sein kdnnen

Bemerkungen

Nicht zutreffend
VERWALTUNGSMABNAHMEN
Uberwachung und Berichterstattung
Nicht zutreffend

Verwaltungs- und Kontrollsystem(e)
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2.2.1.

2.2.2.

2.2.3.

2.3.

Begriindung der Haushaltsvollzugsart(en), des Durchfiihrungsmechanismus/der
Durchfiihrungsmechanismen fiir die Finanzierung, der Zahlungsmodalitditen und der
Kontrollstrategie, wie vorgeschlagen

[...]

Angaben zu den ermittelten Risiken und dem/den zu deren Eindimmung
eingerichteten System(en) der internen Kontrolle

[...]

Schdtzung und Begriindung der Kosteneffizienz der Kontrollen (Verhdltnis zwischen
den Kontrollkosten und dem Wert der betreffenden verwalteten Mittel) sowie

Bewertung des erwarteten Ausmafies des Fehlerrisikos (bei Zahlung und beim
Abschluss)

[...]

Privention von Betrug und Unregelméifigkeiten

[...]

17
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3. GESCHATZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
3.1. Betroffene Rubrik(en) des Mehrjihrigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n) im Haushaltsplan
Bestehende Haushaltslinien

In der Reihenfolge der Rubriken des Mehrjihrigen Finanzrahmens und der Haushaltslinien.

Haushaltsl Art der Beitrige
inie Ausgaben &
Rubrik des von
Mehrjahri Kandidate
.. andere
gen von nldndern von sweckgeb
Finanzrah GM/NGM( und anderen
Nummer 3) EFTA- otenzielle | Drittlinder undene
mens Lindern® p n n FEinnahme
Kandidate n
n®
Q?%Y'Y GM/NGM | JA/NEIN | JA/NEIN | JA/NEIN | JA/NEIN
Q?%Y'Y GM/NGM | JA/NEIN | JA/NEIN | JA/NEIN | JA/NEIN
Q?%Y'Y GM/NGM | JA/NEIN | JA/NEIN | JA/NEIN | JA/NEIN

Neu zu schaffende Haushaltslinien

In der Reihenfolge der Rubriken des Mehrjdhrigen Finanzrahmens und der Haushaltslinien.

& GM = Getrennte Mittel NGM = Nichtgetrennte Mittel.
@ EFTA: Europdische Freihandelsassoziation.
® Kandidatenlédnder und gegebenenfalls potenzielle Kandidaten des Westbalkans.
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Haushaltsl | Art der Beitrice
inie Ausgaben 8
Rubrik des von
Mehrjéhri Kandidate
. andere
gen von nldndern von zweckgeb
Finanzrah |\ mer | GM/NGM | EFTA- und | anderen | undene
mens N potenzielle | Drittlander .
Léndern n n Einnahme
Kandidate n
n
g(é(%Y'Y GM/NGM | JA/NEIN | JA/NEIN | JA/NEIN | JA/NEIN
g(é(%Y'Y GM/NGM | JA/NEIN | JA/NEIN | JA/NEIN | JA/NEIN
gﬁ%Y'Y GM/NGM | JA/NEIN | JA/NEIN | JA/NEIN | JA/NEIN

3.2. Geschiitzte finanzielle Auswirkungen des Vorschlags auf die Mittel
3.2.1.  Ubersicht iiber die geschiitzten Auswirkungen auf die operativen Mittel
0 Fir den Vorschlag/die Initiative werden keine operativen Mittel bendtigt.
[0  Fiir den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden operativen Mittel benotigt:

3.2.1.1. Mittel aus dem verabschiedeten Haushaltsplan
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Rubrik des Mehrjihrigen Finanzrahmens Nummer
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GD<. > Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
"""" 2024 2025 2026 2027 2021-2027
Operative Mittel
Verpflichtungen (1a) 0,000
Haushaltslinie
Zahlungen (2a) 0,000
Verpflichtungen (1b) 0,000
Haushaltslinie
Zahlungen (2b) 0,000
Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme finanzierte Verwaltungsmittel©®
Haushaltslinie 3) 0,000
Mittel INSGESAMT Verpflichtungen | =la+1b+3 0,000 | 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
fir die GD <.....> Zahlungen —2a+2b+3 | 0,000 | 0,000| 0,000 0,000 0,000
GD <. > Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
"""" 2024 2025 2026 2027 2021-2027
Operative Mittel
Verpflichtungen (1a) 0,000
Haushaltslinie
Zahlungen (2a) 0,000
©® Technische und/oder administrative Hilfe und Ausgaben zur Unterstiitzung der Durchfiihrung von Programmen bzw. MaBBnahmen der EU (vormalige BA-Linien),
indirekte Forschung, direkte Forschung.
DE 20
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Verpflichtungen (1b) 0,000

Haushaltslinie
Zahlungen (2b) 0,000

Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme finanzierte Verwaltungsmittel”)

Haushaltslinie 3) 0,000
Mittel INSGESAMT | Verpflichtungen | =la+1b+3 | 0,000 | 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
fir die GD <......> Zahlungen —2a+2b+3 | 0,000 0,000| 0,000 | 0,000 0,000
Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
2024 | 2025 | 2026 | 2027 2021-2027
Operative Mite] | Verpflichtungen | (4) 0,000 | 0,000| 0,000 | 0,000 0,000
INSGESAMT Zahlungen 5) 0,000 | 0,000| 0,000| 0,000 0,000
Aus der Dotation bestimmter spezifischer
Programme  finanzierte = Verwaltungsmittel (6) 0,000 | 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
INSGESAMT
Mittel INSGESAMT | Verpflichtungen | = 4+6 0,000 | 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
unter der RUBRIK <....>
gy W/ Il Zahlungen —516 | 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Finanzrahmens

Rubrik des Mehrjihrigen

. Nummer
Finanzrahmens

™ Technische und/oder administrative Hilfe und Ausgaben zur Unterstiitzung der Durchfiihrung von Programmen bzw. MaBlnahmen der EU (vormalige BA-Linien),
indirekte Forschung, direkte Forschung.
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GD<. > Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
"""" 2024 2025 2026 2027 2021-2027
Operative Mittel
Verpflichtungen (1a) 0,000
Haushaltslinie
Zahlungen (2a) 0,000
Verpflichtungen (1b) 0,000
Haushaltslinie
Zahlungen (2b) 0,000
Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme finanzierte Verwaltungsmittel®
Haushaltslinie 3) 0,000
Mittel INSGESAMT Verpflichtungen | =la+1b+3 0,000 | 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
fir die GD <.....> Zahlungen —2a+2b+3 | 0,000 | 0,000| 0,000 0,000 0,000
GD <. > Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
"""" 2024 2025 2026 2027 2021-2027
Operative Mittel
Verpflichtungen (1a) 0,000
Haushaltslinie
Zahlungen (2a) 0,000
® Technische und/oder administrative Hilfe und Ausgaben zur Unterstiitzung der Durchfiihrung von Programmen bzw. MaBlnahmen der EU (vormalige BA-Linien),
indirekte Forschung, direkte Forschung.
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Verpflichtungen (1b) 0,000

Haushaltslinie
Zahlungen (2b) 0,000

Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme finanzierte Verwaltungsmittel®

Haushaltslinie 3) 0,000
Mittel INSGESAMT Verpflichtungen | =la+1b+3 0,000 | 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
fir die GD <......> Zahlungen —2a+2b+3 | 0,000 0,000| 0,000 | 0,000 0,000
Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
2024 | 2025 | 2026 2027 2021-2027
Operative Mittel Verpflichtungen (4) 0,000 | 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
INSGESAMT Zahlungen 5) 0,000 | 0,000| 0,000| 0,000 0,000
Aus der Dotation bestimmter spezifischer
Programme  finanzierte = Verwaltungsmittel (6) 0,000 | 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
INSGESAMT
Mittel INSGESAMT Verpflichtungen =4+6 0,000 | 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
unter der RUBRIK <....>
gy W/ Il Zahlungen —516 | 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Finanzrahmens
Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
2024 2025 2026 | 2027 2021-2027
© Technische und/oder administrative Hilfe und Ausgaben zur Unterstiitzung der Durchfiihrung von Programmen bzw. MaBlnahmen der EU (vormalige BA-Linien),

indirekte Forschung, direkte Forschung.
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Operative Mittel | Verpflichtungen (4) 0,000 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
INSGESAMT (alle
operativen Rubriken) Zahlungen (5) 0,000 0,000 [ 0,000 | 0,000 0,000
Aus der Dotation bestimmter spezifischer
Programme  finanzierte = Verwaltungsmittel (6) 0,000 0,000 [ 0,000 | 0,000 0,000
INSGESAMT (alle operativen Rubriken)
Mittel INSGESAMT Verpflichtungen =4+6 0,000 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
unter den Rubriken 1 bis 6
des Mehrjahrigen
Finanzrahmens Zahlungen =5+6 0,000 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
(Referenzbetrag)
Rubrik des Mehrjihrigen Finanzrahmens 7 ,,Verwaltungsausgaben*(1¥
GD < - Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
"""" 2024 2025 2026 2027 2021-2027
Personalausgaben 0,000 0,000 [ 0,000 | 0,000 0,000
Sonstige Verwaltungsausgaben 0,000 0,000 [ 0,000 | 0,000 0,000
GD <....... > INSGESAMT | Mittel 0,000 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
GD < - Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
"""" 2024 2025 2026 2027 2021-2027
Personalausgaben 0,000 0,000 [ 0,000 | 0,000 0,000
Sonstige Verwaltungsausgaben 0,000 0,000 [ 0,000 | 0,000 0,000
ao Der Mittelbedarf sollte auf der Grundlage der Angaben zu den Durchschnittskosten veranschlagt werden, die auf der einschlidgigen BUDGpedia-Seite verfiigbar sind.
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GD <......> INSGESAMT | Mittel 0,000 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
(Verpflicht
Mittel INSGE.S'AIYIT un?er der RUBRIK 7 . ungen_ 0,000 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000
des Mehrjihrigen Finanzrahmens msges. =
Zahlungen
insges.)
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
MFR
Jahr Jahr Jahr Jahr INSGESAM
2024 2025 2026 2027 T
2021-2027
Mittel INSGESAMT unter den Verpflichtungen 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
RUBRIKEN 1 bis 7
des Mehrjihrigen Finanzrahmens Zahlungen 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
3.2.1.2. Mittel aus externen zweckgebundenen Einnahmen
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Rubrik des Mehrjihrigen
. Nummer
Finanzrahmens
GD <. > Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
"""" 2024 2025 2026 2027 2021-2027
Operative Mittel
Haushaltslinie ] (1a) 0,000
Verpflich
DE 25
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tungen
Zahlunge (2a) 0,000
n
Verpflich (1b) 0,000
tungen

Haushaltslinie
Zahlunge (2b) 0,000
n

Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme finanzierte Verwaltungsmittel!?

Haushaltslinie 3) 0,000
Verpflich | =lat1b+3 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000

Mittel INSGESAMT | Ungen
fiir die GD <......>
Zahlunge | =2a+2b+3 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
n
GD <. > Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
"""" 2024 2025 2026 2027 2021-2027

Operative Mittel

an

DE

indirekte Forschung, direkte Forschung.

26

Technische und/oder administrative Hilfe und Ausgaben zur Unterstiitzung der Durchfiihrung von Programmen bzw. MaBlnahmen der EU (vormalige BA-Linien),

DE



Verpflich (1a) 0,000
tungen
Haushaltslinie
Zahlunge (2a) 0,000
n
Verpflich (1b) 0,000
tungen
Haushaltslinie
Zahlunge (2b) 0,000
n
Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme finanzierte Verwaltungsmittel!?
Haushaltslinie 3) 0,000
Verpflich | =lat1b+3 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Mittel INSGESAMT | Ungen
fiir die GD <.......>
Zahlunge =2a+2b+3 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
n
Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
2024 2025 2026 2027 2021-2027

(12)

DE

indirekte Forschung, direkte Forschung.
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Verpflich 4) 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Operative Mittel | 080
INSGESAMT
Zahlunge (5) 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
n
Aus der Dotation bestimmter spezifischer
Programme finanzierte Verwaltungsmittel (6) 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
INSGESAMT
Mittel INSGESAMT E/erpﬂich =4+6 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
unter der RUBRIK <...> | M&%"
des Mehrjihrigen
[Pur iz e Zahlunge =5+6 0,000 | 0,000 0,000 0,000 0,000
n
Rubrik des Mehrjihrigen
. Nummer
Finanzrahmens
GD <. > Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
"""" 2024 2025 2026 2027 2021-2027
Operative Mittel
Verpflich (1a) 0,000
Haushaltslinie tungen
(2a) 0,000
28




Zahlunge
n

Verpflich (1b) 0,000
tungen

Haushaltslinie
Zahlunge (2b) 0,000
n

Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme finanzierte Verwaltungsmitte]l!®

Haushaltslinie 3) 0,000
Verpflich | =lat1b+3 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000

Mittel INSGESAMT | '/8n
fiir die GD <....... >
Zahlunge | =2a+2b+3 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
n
GD <. > Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
"""" 2024 2025 2026 2027 2021-2027

Operative Mittel

Haushaltslinie ] (1a) 0,000
Verpflich

(13)

DE

indirekte Forschung, direkte Forschung.
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tungen

Zahlunge (2a) 0,000
n
Verpflich (1b) 0,000
tungen
Haushaltslinie
Zahlunge (2b) 0,000
n
Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme finanzierte Verwaltungsmittel
Haushaltslinie 3) 0,000
Verpflich | =lat1b+3 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Mittel INSGESAMT | Ungen
fiir die GD <......>
Zahlunge | =2a+2b+3 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
n
Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
2024 2025 2026 2027 2021-2027
Operative Mittel . (4) 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Verpflich
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indirekte Forschung, direkte Forschung.
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INSGESAMT tungen
Zahlunge (5) 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
n
Aus der Dotation bestimmter spezifischer
Programme finanzierte Verwaltungsmittel (6) 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
INSGESAMT
Mittel INSGESAMT E/erpﬂich =4+6 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
unter der RUBRIK <...> | MM&%"
des Mehrjihrigen
[Pur iz e Zahlunge =5+6 0,000 | 0,000 0,000 0,000 0,000
n
Jahr Jahr Jahr Jahr MFR INSGESAMT
2024 2025 2026 2027 2021-2027
Verpflich
Operative Mittel | tungen 4) 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
INSGESAMT (alle operativen
Rubriken) fahlunge ) 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Aus der Dotation bestimmter spezifischer
Programme finanzierte Verwaltungsmittel (6) 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
INSGESAMT (alle operativen Rubriken)
Mittel INSGESAMT unter | Verpflich |-, ¢ 0,000 | 0,000 0,000 | 0,000 0,000
den RUBRIKEN 1 bis 6 tungen

DE
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des Mehrjihrigen
Finanzrahmens Zahlunge = 5+6 0,000 0,000 | 0,000 0,000 0,000
(Referenzbetrag) n
Rllbl’ll? des Mehrjahrigen _Verwal tungsausgaben“( 15)
Finanzrahmens
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
MFR
GD < S Jahr Jahr Jahr Jahr INSGESA
"""" 2024 2025 2026 2027 MT
2021-2027
Personalausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Sonstige Verwaltungsausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
GD <....... > INSGESAMT Mittel 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
MFR
GD < S Jahr Jahr Jahr Jahr INSGESA
"""" 2024 2025 2026 2027 MT
2021-2027
Personalausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Sonstige Verwaltungsausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
GD <....... > INSGESAMT Mittel 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000

15)

DE

Der Mittelbedarf sollte auf der Grundlage der Angaben zu den Durchschnittskosten veranschlagt werden, die auf der einschlidgigen BUDGpedia-Seite verfiigbar sind.
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(Verpfl
ichtung
en
Mittel INSGE.S“Al\f[T unfer der RUBRIK 7 des 1ns§es. 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Mehrjihrigen Finanzrahmens =
Zahlun
gen
insges.
)
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
MFR
Jahr Jahr Jahr Jahr Hisl\s[;r}z S
2024 2025 2026 2027 2021-
2027
Mittel INSGESAMT unter den RUBRIKEN 1bis7 | vcrPilichtung | 0,000 1 0,000 0,000 0,000 I
des Mehrjihrigen Finanzrahmens en
Zahlungen 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
3.2.2.  Geschdtzter Output, der mit operativen Mitteln finanziert wird (nicht auszufiillen im Fall dezentraler Agenturen)
Mittel fiir Verpflichtungen, in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Ziele Jahr Jahr Jahr Jahr Bei ldnger andauernden Auswirkungen | INSGESA
und 2024 2025 2026 2027 (siche 1.6) bitte weitere Spalten einfiigen. MT
Out
puts OUTPUTS
DE 3
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z:)nge Durc
ﬁn hsch Insge | Insge
Art" | nittli | Anza | Kost | Anza | Kost | Anza | Kost | Anza | Kost | Anza | Kost | Anza | Kost | Anza | Kost | samt | samt
6) che |hl en hl en hl en hl en hl en hl en hl en Anza | Kost
Kost hl en
en
FINZELZIEL
Nr. 147:1..]
Outp
ut
Outp
ut
Outp
ut

Zwischensumme fiir

Einzelziel Nr. 1

EINZELZIEL
Nr. 2...

Outp

(16)
an

DE
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Outputs sind Waren, die geliefert, und Dienstleistungen, die erbracht werden (z. B. Zahl der Austauschstudenten, gebaute Straenkilometer).
Wie in Abschnitt 1.4.2. ,,Einzelziel(e)“ beschrieben.
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ut

Zwischensumme fiir
Einzelziel Nr. 2

INSGESAMT

3.2.3.  Ubersicht iiber die geschiitzten Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel

0  Fiir den Vorschlag/die Initiative werden keine Verwaltungsmittel bendtigt.

[0  Fiir den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden Verwaltungsmittel benotigt:

3.2.3.1. Mittel aus dem verabschiedeten Haushaltsplan

BEWILLIGTE MITTEL 2J(2)1}212 2J 3}2“5 2J31212 ZJSIZ’; INS(lz/{ElngMT
2021-2027
RUBRIK 7

Personalausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Sonstige Verwaltungsausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Zwischensumme RUBRIK 7 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000

AuBlerhalb der RUBRIK 7
Personalausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Sonstige Verwaltungsausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Zwischensumme auflerhalb der RUBRIK 7 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000

DE
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INSGESAMT 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
3.2.3.2. Mittel aus externen zweckgebundenen Einnahmen
EXTERNE ZWECKGEBUNDENE EINNAHMEN 2J 31212 2J 312“5 gggg ;3121; INS(I\}/iZFSl?AMT
2021-2027
RUBRIK 7
Personalausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Sonstige Verwaltungsausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Zwischensumme RUBRIK 7 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Aullerhalb der RUBRIK 7
Personalausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Sonstige Verwaltungsausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Zwischensumme auflerhalb der RUBRIK 7 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
INSGESAMT 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
3.2.3.3. Mittel insgesamt
BEW%EE?GE’E]? %TTTEL Jahr Jahr Jahr Jahr Il\ll\gf}l::s
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+ 2024 2025 2026 2027 AMT
EXTERNE ZWECKGEBUNDENE 2021-2027
EINNAHMEN
RUBRIK 7
Personalausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Sonstige Verwaltungsausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Zwischensumme RUBRIK 7 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Aullerhalb der RUBRIK 7
Personalausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Sonstige Verwaltungsausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
“nischensumpme aaderhalb der 0,000| 0,000 0000 0000 0,000
INSGESAMT 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000

Der Mittelbedarf fiir Personal- und sonstige Verwaltungsausgaben wird durch der Verwaltung der MaBinahme zugeordnete Mittel der
GD und/oder durch eine Umschichtung innerhalb der GD gedeckt. Hinzu kommen etwaige zusdtzliche Mittel, die der fiir die
Verwaltung der MaBBnahme zustindigen GD nach Maligabe der verfiigbaren Mittel im Rahmen der jéhrlichen Mittelzuweisung zugeteilt
werden.

3.2.4. Geschitzter Personalbedarf
0 Fiir den Vorschlag/die Initiative wird kein Personal bendtigt.

[0  Fiir den Vorschlag/die Initiative wird das folgende Personal benétigt:
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3.2.4.1. Finanziert aus dem verabschiedeten Haushalt

Schitzung in Vollzeitiquivalenten (VZA)!®

BEWILLIGTE MITTEL ol - A

Planstellen (Beamte und Bedienstete auf Zeit)
20 01 02 01 (Zentrale Dienststellen und Vertretungen der Kommission) 0 0 0 0
20 01 02 03 (EU-Delegationen) 0 0 0 0
01 01 01 01 (Indirekte Forschung) 0 0 0 0
01 01 01 11 (Direkte Forschung) 0 0 0 0
Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben) 0 0 0 0
Externes Personal (in VZA)
20 02 01 (VB und ANS der Globaldotation) 0 0 0 0
20 02 03 (VB, OB, ANS und JPD in den EU-Delegationen) 0 0 0 0

Haushaltslinie - in den zentralen Dienststellen 0 0 0 0

administr.
Unterstiitzung - in den EU-Delegationen 0 0 0 0
[XX.01.YY.YY]

01 01 01 02 (VB und ANS — indirekte Forschung) 0 0 0 0

(18)

DE
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Bitte unter der Tabelle angeben, wie viele der aufgefiihrten VZA bereits der Verwaltung der MaBnahme zugeordnet sind und/oder durch Personalumschichtung
innerhalb der GD dieser Aufgabe zugeteilt werden konnen. Den Nettobedarf beziffern.
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0101 01 12 (VB und ANS — direkte Forschung) 0 0 0 0
Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben) — Rubrik 7 0 0 0 0
Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben) — aulerhalb der Rubrik 7 0 0 0 0
INSGESAMT 0 0 0 0
3.2.4.2. Finanziert aus externen zweckgebundenen Einnahmen
EXTERNE ZWECKGEBUNDENE EINNAHMEN 2J 31212 nggg nglzlz ZJ 312“7

Planstellen (Beamte und Bedienstete auf Zeit)
20 01 02 01 (Zentrale Dienststellen und Vertretungen der Kommission) 0 0 0 0
20 01 02 03 (EU-Delegationen) 0 0 0 0
01 01 01 01 (Indirekte Forschung) 0 0 0 0
010101 11 (Direkte Forschung) 0 0 0 0
Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben) 0 0 0 0
Externes Personal (in Vollzeitiquivalenten)
20 02 01 (VB und ANS der Globaldotation) 0 0 0 0
20 02 03 (VB, OB, ANS und JPD in den EU-Delegationen) 0 0 0 0

Haushaltslinie - in den zentralen Dienststellen 0 0 0 0
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administr.

Unterstiitzung - in den EU-Delegationen 0
[XX.01.YY.YY]
01 01 01 02 (VB und ANS — indirekte Forschung) 0
0101 01 12 (VB und ANS — direkte Forschung) 0
Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben) — Rubrik 7 0
Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben) — auBlerhalb der Rubrik 7 0
INSGESAMT 0
3.2.4.3. Geschditzter Personalbedarf insgesamt
INSGESAMT
BEWILLIGTE MITTEL Jahr Jahr Jahr Jahr
+ 2024 2025 2026 2027
EXTERNE ZWECKGEBUNDENE EINNAHMEN
Planstellen (Beamte und Bedienstete auf Zeit)
20 01 02 01 (Zentrale Dienststellen und Vertretungen der Kommission) 0 0 0 0
20 01 02 03 (EU-Delegationen) 0 0 0 0
01 01 01 01 (Indirekte Forschung) 0 0 0 0
01 01 01 11 (Direkte Forschung) 0 0 0 0
Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben) 0 0 0 0

DE
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Externes Personal (in Vollzeitiquivalenten)

20 02 01 (VB und ANS der Globaldotation) 0 0
20 02 03 (VB, OB, ANS und JPD in den EU-Delegationen) 0 0
Haushaltslinie - in den zentralen Dienststellen 0 0
administr.

[)I(J)l’(lt(e)liszlzu;l%] - in den EU-Delegationen 0 0
010101 02 (VB und ANS — indirekte Forschung) 0 0
0101 01 12 (VB und ANS — direkte Forschung) 0 0
Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben) — Rubrik 7 0 0
Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben) — aulerhalb der Rubrik 7 0 0
INSGESAMT 0 0

DE

Fiir die Durchfiihrung des Vorschlags benétigtes Personal (in VZA):

Personal aus den
Dienststellen der
Kommission

Zusatzpersonal (ausnahmsweise)*

Zu finanzieren
aus Rubrik 7
oder Forschung

Zu finanzieren
aus einer
Haushaltslinie
fir
administrative
Unterstiitzung

Zu finanzieren
aus Gebiihren
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3.2.5.

DE

Planstellen Nicht zutreffend

Externes
Personal (VB,
ANS, LAK)

Beschreibung der Aufgaben, die ausgefiihrt werden sollen durch:

Beamte und Zeitbedienstete

Externes Personal

Einschiatzung der Auswirkungen auf die Investitionen im Zusammenhang mit digitalen Technologien

Obligatorisch: In die Tabelle unten ist die bestmogliche Einschiatzung der fiir den Vorschlag/die Initiative erforderlichen Investitionen in
digitale Technologien einzutragen.

Wenn dies fiir die Durchfiihrung des Vorschlags/der Initiative erforderlich ist, sollten die Mittel unter Rubrik 7 ausnahmsweise in der
dafiir vorgesehenen Haushaltslinie ausgewiesen werden.

Die Mittel unter den Rubriken 1-6 sollten als ,,IT-Ausgaben zur Politikunterstiitzung fiir operationelle Programme** ausgewiesen sein.
Diese Ausgaben beziehen sich auf die operativen Mittel, die fiir die Wiederverwendung/den Erwerb/die Entwicklung von IT-
Plattformen/Instrumenten verwendet werden, welche in direktem Zusammenhang mit der Durchfithrung der Initiative und den damit
verbundenen Investitionen stehen (z. B. Lizenzen, Studien, Datenspeicherung usw.). Die in dieser Tabelle dargelegten Informationen
sollten mit den Angaben in Abschnitt 4 ,,Digitale Aspekte* vereinbar sein.

MFR
Mittel INSGESAMT fiir Jahr Jahr Jahr Jahr INSGESAM
Digitales und IT 2024 2025 2026 2027 T
2021-2027
RUBRIK 7
IT-Ausgaben (intern) 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
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Zwischensumme RUBRIK 7 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Auflerhalb der RUBRIK 7
IT-Ausgaben zur
Politikunterstiitzung fiir 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
operationelle Programme
Zwischensumme aufierhalb
der RUBRIK 7 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
INSGESAMT 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
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3.2.6. Vereinbarkeit mit dem derzeitigen Mehrjdhrigen Finanzrahmen

Der Vorschlag/Die Initiative

O

O

kann durch Umschichtungen innerhalb der entsprechenden Rubrik des
Mehrjihrigen Finanzrahmens (MFR) in voller Hohe finanziert werden.

erfordert die Inanspruchnahme des verbleibenden Spielraums unter der
einschldgigen Rubrik des MFR und/oder den Einsatz der besonderen
Instrumente im Sinne der MFR-Verordnung.

erfordert eine Anderung des MFR.

44
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3.2.7.  Beitrdge Dritter
Der Vorschlag/Die Initiative

0 sieht keine Kofinanzierung durch Dritte vor.

[J  sieht folgende Kofinanzierung durch Dritte vor:

Mittel in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Jahr Jahr Jahr Jahr Insoesam
2024 2025 2026 2027 g
Kofinanzierende Einrichtung
Kofinanzierung INSGESAMT
3.3. Geschitzte Auswirkungen auf die Einnahmen
L0 Der Vorschlag/Die Initiative wirkt sich nicht auf die Einnahmen aus.
0 Der Vorschlag/Die Initiative wirkt sich auf die Einnahmen aus, und zwar
00 aufdie Eigenmittel
0  aufdie ibrigen Einnahmen
[0  Bitte geben Sie an, ob die Einnahmen bestimmten Ausgabenlinien zugeordnet sind.
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Fiir das laufende Auswirkungen des Vorschlags/der Initiative('
Einnahmenlinie: Haushaltsjahr zur
fnaMEntie: Verfligung stehende Jahr Jahr Jahr Jahr
Mittel 2024 2025 2026 2027

(19)

DE
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Bei den traditionellen Eigenmitteln (Zolle, Zuckerabgaben) sind die Betrige netto, d. h. abziiglich 20 % fiir Erhebungskosten, anzugeben.
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Artikel ....

DE

Bitte geben Sie fiir die sonstigen zweckgebundenen Einnahmen die betreffende(n) Ausgabenlinie(n) im Haushaltsplan an.

[...]

Sonstige Anmerkungen (bei der Ermittlung der Auswirkungen auf die Einnahmen verwendete Methode/Formel oder weitere
Informationen).

[...]

DIGITALE ASPEKTE
Anforderungen von digitaler Relevanz
Wird festgestellt, dass die politische Initiative keine Anforderungen von digitaler Relevanz aufweist, erldutern Sie bitte, warum keine
digitalen Mittel genutzt werden.
Der Vorschlag hat keinen digitalen Aspekt: Es handelt sich um eine einfache Erméchtigung fiir bestimmte Mitgliedstaaten, einem
Ubereinkommen beizutreten.
Andernfalls fiihren Sie bitte die Anforderungen von digitaler Relevanz in der nachstehenden Tabelle auf:
Von der Anforderung
Anforderun Beschreibung der | betroffene(r) oder | Verfahren auf Kategorien
g Anforderung betreffende(r) iibergeordneter Ebene g
Akteur(e)
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4.2. Daten

Allgemeine Beschreibung der erfassten Daten und aller damit zusammenhdngenden Standards/Spezifikationen

Art der Daten Anforderung(en) Standard und/oder Spezifikation (falls
zutreffend)

Datenart 1

Datenart 2

Vereinbarkeit mit der europdischen Datenstrategie

Erldutern Sie, inwiefern die Anforderung(en) mit der europdischen Datenstrategie vereinbar ist/sind.
[...]

Vereinbarkeit mit dem Grundsatz der einmaligen Erfassung

Erliutern Sie, inwiefern der Grundsatz der einmaligen Erfassung beriicksichtigt wurde und inwiefern die Moglichkeit der
Weiterverwendung vorhandener Daten gepriift wurde.

[...]
Erldutern Sie, wie neu geschaffene Daten auffindbar, zugdnglich, interoperabel und wiederverwendbar sind und hohen Standards
entsprechen.

[...]
Datenstrome

Bitte fiillen Sie fiir jeden Datenstrom die nachstehende Tabelle aus:

Akteur, der die | Akteur, der die | Ausloser fiir den | Hiufigkeit (falls

Art der Daten Anforderung(en) Daten bereitstellt | Daten empfingt Datenaustausch zutreffend)
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4.3.

Datenart 1

Datenart 2

Digitale Losungen

Bitte geben Sie fiir jede digitale Losung die sie betreffende(n) Anforderung(en) von digitaler Relevanz, eine Beschreibung der
vorgeschriebenen Funktionalitdt der digitalen Losung, die Stelle, die dafiir zustindig sein wird, und andere relevante Aspekte wie

Wiederverwendbarkeit und Zugdnglichkeit an. Erldutern Sie bitte abschlieffend, ob bei der digitalen Losung der Einsatz von KI-
Technologien vorgesehen ist.

DE

e . . Wie wird die | Einsatz von KI-

Wichtigste - Inwiefern wird . .
. . .. Anforderung(e . Zustiandige . . .. | Wiederverwend | Technologien
Digitale Losung vorgeschrieben Zuginglichkeit .

n) e Funktionen Stelle ewihrleistet? barkeit (falls
g * | beriicksichtigt? | zutreffend)
Digitale
Losung 1
Digitale
Losung 2
48
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Erldutern Sie fiir jede digitale Losung, inwiefern diese mit den Anforderungen und Verpflichtungen des EU-Rahmens fiir
Cybersicherheit und anderen geltenden digitalen Strategien und Rechtsvorschriften (z. B. elDAS, zentrales digitales Zugangstor) im
Einklang steht.

Digitale Losung 1

Digitale und/oder sektorspezifische

Strategien (falls anwendbar) Erlauterung der Vereinbarkeit

KI-Verordnung

EU-Rahmen fiir Cybersicherheit

eIDAS-Verordnung

Einheitliches digitales Zugangstor
und IM1

Sonstige

Digitale Losung 2

Digitale und/oder
sektorspezifische Strategien (falls | Erliuterung der Vereinbarkeit
anwendbar)

KI-Verordnung

EU-Rahmen fiir Cybersicherheit

eIDAS-Verordnung
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4.4.

Einheitliches digitales Zugangstor
und IMI

Sonstige

Interoperabilititsbewertung

Beschreiben Sie die von den Anforderungen betroffenen digitalen dffentlichen Dienste.

Digitaler offentlicher Losung(en) fiir ein

. . . Andere
Dienst oder Kategorie Beschreibun Anforderung(en) UL 0 o DG L U Interoperabilititslosun
digitaler  offentlicher g & (NICHT (en) P
Dienste ZUTREFFEND) g
Digitaler  o6ffentlicher
Dienst 1
Kategorie digitaler
offentlicher Dienste
nach COFOG®? 1

Bewerten Sie die Auswirkungen der Anforderung(en) auf die grenziiberschreitende Interoperabilitdit.

Digitaler 6ffentlicher Dienst 1

Mogliche verbleibende Hindernisse

Bewertung Mafinahme(n) (falls zutreffend)

Vereinbarkeit mit bestehenden digitalen
und sektorspezifischen Strategien. Bitte
fiihren Sie die ermittelten anwendbaren
digitalen und sektorspezifischen Strategien

Digitale oder sektorspezifische Strategie 1
Digitale oder sektorspezifische Strategie 2
Digitale oder sektorspezifische Strategie 3

Hindernis 1 Hindernis 2 Hindernis 3

(20)

DE

https://op.europa.eu/de/web/eu-vocabularies/concept-scheme/-/resource?uri=http://data.europa.eu/7yx/cofog.
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4.5.

auf.

Organisatorische MaBlnahmen fiir eine
reibungslose grenziiberschreitende
Erbringung digitaler offentlicher
Dienste. Bitte filhren Sie die geplanten
Governance-Mallnahmen auf.

Governance-MalBnahme 1 Governance-
MaBnahme 2 Governance-Mafinahme 3

Hindernis 1 Hindernis 2 Hindernis 3

Mafinahmen, die ergriffen wurden, um
ein gemeinsames Verstindnis der Daten
zu gewihrleisten. Bitte fithren Sie solche
MaBnahmen auf.

MaBnahme 1 MaBBnahme 2 Mafsnahme 3

Hindernis 1 Hindernis 2 Hindernis 3

Verwendung gemeinsam vereinbarter
offener technischer Spezifikationen und
Standards. Bitte filhren Sie solche
Malnahmen auf.

MaBnahme 1 Mallnahme 2 Mafinahme 3

Hindernis 1 Hindernis 2 Hindernis 3

Unterstiitzungsmafinahmen fiir die digitale Umsetzung

Bitte fiillen Sie fiir jede UnterstiitzungsmafBnahme fiir die digitale Umsetzung die nachstehende Tabelle aus:

Voraussic
.. Zun beteiligende | htlicher
Beschreibung der Mafinahme | Anforderung(en) Rolle der Kommission (falls Akteure (falls | Zeitplan
zutreffend)
zutreffend) (falls

zutreffend)
Malnahme 1
Malnahme 2
Malnahme 3

DE

51

DE



DE

52

DE



	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	• Gründe und Ziele des Vorschlags
	• Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich
	• Kohärenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen

	2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄẞIGKEIT
	• Rechtsgrundlage
	• Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit)
	• Verhältnismäßigkeit
	• Wahl des Instruments

	3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG
	• Ex-post-Bewertung/Eignungsprüfungen bestehender Rechtsvorschriften
	• Konsultation der Interessenträger
	• Einholung und Nutzung von Expertenwissen
	• Folgenabschätzung
	• Effizienz der Rechtsetzung und Vereinfachung
	• Grundrechte

	4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
	5. WEITERE ANGABEN
	• Durchführungspläne sowie Monitoring-, Bewertungs- und Berichterstattungsmodalitäten
	• Ausführliche Erläuterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags


		2026-07-16T13:43:11+0000
	 Guarantee of Integrity and Authenticity


	



